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Be ründun zum Bebauun s lan Nr. 13 2. Anderun

-Scheitelber -

der Stadt Heili enhafen

1. Rechtsgrundlagen

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 13 war seinerzeit_re^htswi^sam
im'Fiächemutzungsplan als KleinsFedlungsgebiet ausgewiesen. Im^Rahmen i
Gesamtuberarbeitung des Flächennutzungsplanes in seiner ̂ 11.
^rde"^ur:l"noch~'der'"Oberbegriff "W" (Wohnbauflächen) . ^gelegt_De;
Bebuauungsplan"Nr. Tß, 2Anderung der Stadt Heiligenhafen^wird^dami^ge^ß

~8~Abs. ^2'BauGB aus der vom Innenminister durch Erlaß yom^u-u^ "^
Akten*zeichen1v~'810b-51~2. 111-5521 (11.Ä.) genehmigten 11. Änderung des
Flächennutzungsplanes entwickelt.

Für das Gebiet der 2. Änderung gelten bereits der Bebauungsplan_N_r._ 1^ vom
b£o3"1'968 "sowie die 1. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 13,
dFe am 11. 11. 1969 als Satzung beschlossen worden ist.

2. Geltungsbereich und Bestandsbeschreibung

Der Geltungsbereich der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 13 kann wie
folgt beschrieben wird:

Das Plangebiet wird im Norden begrenzt durch die nö^lichen, Grenz,en
der" Grun5st~ücke Kolberger Straße 13 und 14, im Süden durch
Piiiaue'r" Straße, im Westen durch die westlichen GrenzenjJer Grund-
stücke Kolberger Straße 9-13, im Osten durch die östlichen Grenzen der
Grundstücke Kolberger Straße 2-14.

Der Geltungsbereich ist mit Einzelhäusern vollständig bebaue und^rschlossen^
Neben"deTReinen Wohnnutzung wird in mehreren Gebäuden auch eine
Vermietung von Fremdenbetten angeboten.

Planungsziel

Die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 13 wird aufQestelltL_um_. di®
[lichen Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass eine Ferienver-^

"in'kleinerem Umfang weiterhin gewährleistet bleibt. Deshalb wird nur
dieülArtader"zulassigen"Nutzung verändert. Alle übrigen Ausweisungen _und
damit" de7gesamteGebietscharakter bleiben unverändert. Der kleinsiedlun?_s:
mIßigeiiSruck dieses Stadtgebietes bleibt so erhalten und bauleitplanerisch
auch abgesichert.



4. Art der baulichen Nutzung

Um die Planungsziele, wie sie unter Ziffer 3 beschrieben sind, zu erreichen,
ist es erforderlich, die Art der baulichen Nutzung zu ändern, da eine Ver-
mietung von Betten der Einrichtung eines Beherbergungsbetriebes gleich^zu
setzen ist. Diese Nutzungsart ist aber in einem Kleinsiedlungsgebiet gemäß §
2 Bau N VO nicht zulässig. Das im Bebauungsplan Nr. 13 bisher festgesetzte
Kleinsiedtungsgebiet (WS) wird daher in ein Reines Wohngebiet (WR)^ ge^-
ändert, in dem"kleine Beherbergungsbetriebe schon gemäß § 3 (3) 1 BauNVO
ausnahmsweise zulässig wären.

Durch die Bebauungsplanänderung wird aber auch diese ausnahmsweise Z^-
iässigkeit von Beherbergungsbetrieben und Läden 9emaß§1(6)2Ba^NVO
noch^in allgemein zulässige Nutzungsarten für dieses Gebiet verwandet um
d'Fe" vorhandenen Betriebe rechtlich einwandfrei ab zu sichern und zu
dokumentieren, dass die Stadt davon ausgeht, dass diese Nutzungsart
städtebaulich mit dem Gebietscharakter vereinbar ist. Damit sind Läden und
nicht'slorende Handwerksbetriebe, die zur Deckung des täglichen Bedarfs für
die'Bewohner des Gebiets dienen, sowie kleine Betriebe des Beherbergungs-
gewerbes zulässig.

So wird die Möglichkeit geschaffen, die Ferienzimmervermietung planungs-
rechtlich abzusichern, so'dass eine Vermietung bis zu 8 Betten zulässig ist,
denn" dieser Umfang ist nach gängiger Rechtsprechung und Kommentierung
unter dem'rechtlichen Begriff "Kleiner Beherbergungsbetrieb" zu verstehen.

Die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen gemäß § 3 (3) Ziffer 2 BauGB,
Anlagen'für soziale Zwecke sowie den Bedürfnissen der Bewohne_r des
Gebiets dienenden Anlagen für kirchliche, kulturelle, gesundheitliche uns
spo'rtTiche'Zwecke, werden aber durch diese Bebauun9SPlanändel;Llr!, 9^ma^
§ T (6) 1 BauNVO ganz von der Zulässigkeit ausgeschlossen. Dadurch soll
eineüberfrachtung von Nutzungen, die dem kleinsiedlungsmaßigen Charakter
des" Gebiets" widersprechen, vermieden werden. Derartige Nutzungsformen
sind auch jetzt nicht vorhanden.

Die schalltechnischen Orientierungswerte (gem. DIN 18005) bzw. die Immis-
sionsrichtwerte gem. TA Lärm sind bei WR-Gebieten um 5 dB(A) vermindert.
Damit'erhöhen "sich theoretisch die Anforderungen an den Nachbarschutz.
Durch die im Gebiet vorhandenen Nutzungen wird aber keine Immissions-

iik ausgelöst, weil keine lärmintensiven Nutzungen vorhanden sind,
was"auch für dfe Planumgebung gilt. Die erhöhten Werte stellen bauleit-
planerisch hier also kein Problem dar.

5. Landschaftspflegerische Belange

Durch die Änderung des Bebauungsplanes werden grünordnerische Belange
m^ht"beruhrt, ~so~dass Ausgleichsmaßnahmen nicht erforderlich werden. Ge-
maß Ziffer 2. 1 des Gemeinsamen Runderlasses des lnnenm_inisters. uncl des
Mmi'stenums'für Umwelt, Natur und Forsten vom 03. 07. 1998 "Verhältnis der



6.

naturschutzrechtlichen Eingriffsregelungen Im Baurecht" bereiten Bebau_-
^äne7'die"lediglich-den Bestand festschreiben keine Eingriffe^ vor, die

na^h'den'Regelungen der Naturschutzgesetzte aus zu gleichen wären.

Ver- und Entsorgung, bodenordnende Maßnahmen und Finanzierung

Die Ver- und Entsorgung des Gebietes ist ordnungsgemäß^hergestel^^nd
b'ecdavrrl du^ch die1 Ve?wir5ichung der Festsetzungen dieser Bebauungsplan-

änderung auch keiner Veränderung oder Erweiterung.

Die Stadt wird einen Nachweis führen, dass das Löschwasser über 48 cbm/h
fu7zwlei"Stunden im Umkreis von 300 m zur Verfügung steht.

Bodenordnende Maßnahmen sind nicht erforderlich, weil die Änderung keine
eigentumsrechtlichen Belange berührt.

Die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 13 ändert "ur dieArtderNu.tzu^;
^n" d'en"ETsc"hire ßu7g"sanragen° oder'sonstigen Festsetzungen ^
^che^Be^auungspteneswFrd nichts verändert^sod^
IH^geubreTbediang'tI du7ch'dieseBebauun^^^^^
Beladungen zu'tommen, was natürlich auch für die Stadt selbst gilt.

Hinweise zum Schutz der Schifffahrt

Anlagen und ortsfeste Einrichtungen^aller Art dürfen ̂ emäßj^3^Ab^^d^
B'unTswasse^aßengesetzes (WaStrG) ̂  der ̂ weil^ ^uell^n^Fas^^g
^rd ^ch^eA'usgestalTung noch durch ihren^ Betrieb z^Vej^hslu^ng^
vm^Schuimahrtsz"eiche^Än1ass'geben, deren^ Wirkung^^
B'^b'b^'indeTn'"oder dieidiiMuhrerdurch^Blen^^
^er^ndel res"i'rrefüh,:en'oder behindern. Wirtschaftswerbung^ in ^e^bi^ng
mTsc°hil fuffahrtszeichein'ist-unzulässig. Von der Wassers^aßejus^d^n fem^
wled^'llrotue;ITelbT'g'rüne:"blaue'noch^ mit^Na^damptia^n^dJr^
Sende'odl7Tndireakt~beleu7htete Flächen sjchtba^^
lrtcuhtulngl "von"LeuchtrekTamen usw. sind dem Wasser- und Schifffahrtsamt

Lubeck'daher zur fachlichen Stellungnahme vorzulegen

Eine Einarbeitung dieser Regelungen in die^Bebauungsplansatzu^g erfolge
^i'clM, l~d'a"'nurl ldieaArt''der Nuteung'für das Plangebiet^ge^dert^w;^ An^dej
ShTcheu n, In" der Ortlichkeit Vorhandenen Bebauung ändert^d^s^mc^
^h'd'iese'Bebauungsplanänderung selbst sind also keine Auswirkungen für
die Schifffahrt zu befürchten.



Als Anstoßwirkung reicht die Aufnahme der Hinweise_in diese Begründung
aus."im~U'brigen gelten schon die Regelungen des Bundeswassersti-aß^-
gesetzesunm'ittelbar, um die SchutzwirkungfürdieSchifffahrt zu erzielen.
gelten auch in einem Baugenehmigungsverfahren unmittelbar

Die Stadtvertretung hat die Begründung am 10. 09.2002 gebilligt.

Heiligenhafen, den
28. Okt. 2002

^.-1 ̂ '
Bürgermeister
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